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Schweickert: Versäumnisse der Wirtschaftsministerin führen zu
Nachteilen bei den Firmen in Baden-Württemberg

Rechtsgutachten zur Corona-Soforthilfe ist ein Eingeständnis des Scheiterns.

Prof. Dr. Erik Schweickert, mittelstandspolitischer Sprecher der FDP/DVP-Fraktion, kommentiert die
heutige Erklärung des Wirtschaftsministeriums, dass eine nachträgliche Flexibilisierung des
Betrachtungszeitraums bei der Corona-Soforthilfe nicht möglich sei:

„Das heute von der Wirtschaftsministerin vorgestellte Rechtsgutachten zur Flexibilisierung des
Betrachtungszeitraums zur Berechnung der Corona-Soforthilfe ist ein Eingeständnis des Scheiterns: Die
Wirtschaftsministerin hat im Frühjahr 2020 einen Fehler gemacht, dieser kann aus
Gleichbehandlungsgründen nicht nachträglich korrigiert werden und damit müssen zahlreiche
Unternehmen in Baden-Württemberg nun ihre Corona-Soforthilfe zurückzahlen. Die Zusage, kein
Unternehmen in Baden-Württemberg schlechter zu stellen, wird also nicht eingehalten. Die großen
Ankündigungen entpuppten sich einmal mehr als leere Worthülsen und gebrochene Versprechen. Wieder
einmal hat die Wirtschaftsministerin nur geredet und nicht geliefert.

Und um all das herauszufinden, hat man monatelang gebraucht – wir von der FDP-Fraktion haben bereits
im vergangenen Jahr auf diese Problematik hingewiesen, aber erst heute ist das Ministerium zu einer
eindeutigen Stellungnahme dazu in der Lage. Sechs Monate wurden Firmen also im Ungewissen
gehalten, um ihnen anschließend die Tür zuzuschlagen. So geht man nicht mit den Unternehmerinnen
und Unternehmern in unserem Land um. Diese haben mehr Kompetenz und eine schnellere Bearbeitung
verdient! Dass es anders geht, zeigen zahlreiche andere Bundesländer: Dort wurden von Beginn an
Abrechnungsmodalitäten im Sinne der Firmen gewählt und diese unsägliche Debatte musste niemals
geführt werden.“


